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Bergheim, 25. März 2020 

 

 

Corona-Pandemie und Abwasserabgabe: Situationsgerechte 

Erleichterungen bei der Einhaltung der behördlichen Auflagen und 

Anforderungen 

 

 

Sehr geehrte Frau Heinen-Esser, 

 

die nach wie vor steigende Zahl von Corona-Infizierten in Nordrhein-

Westfalen und die strikten Regularien zur Verringerung der 

persönlichen Kontakte haben auch die Wasserwirtschaftsverbände 

mit voller Härte erreicht. Viele Unternehmen haben inzwischen einen 

Schichtbetrieb auf ihren technischen Anlagen eingerichtet, um die 

Resilienz in der Wahrnehmung der betrieblichen Aufgaben zu erhöhen 

und um sicherzustellen, dass auch im Fall von Infektionen im 

betrieblichen Umfeld die Ver- und Entsorgung von Trinkwasser und 

Abwasser jederzeit gewährleistet ist. Dies führt in vielen Fällen dazu, 

dass die personelle Besetzung der Anlagen und der unterstützenden 

Dienste soweit reduziert ist, dass nur noch ein Mindestbetrieb 

aufrechterhalten werden kann. 

 

Vor diesem Hintergrund nehmen wir ausgesprochen verärgert zur 

Kenntnis, dass das LANUV auf seinen Internetseiten zur Corona-Krise 

erklärt, dass der Vollzug des Abwasserabgabengesetzes in NRW 

ungeachtet der coronabedingt zu erwartenden Einschränkungen und 
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Erschwernisse im Betrieb von Kläranlagen wie gewohnt erfolgen soll.  

 

Diese Ansage empfinden wir als einen Schlag ins Gesicht all derer, die 

als Verantwortliche und Beschäftigte in systemrelevanten Anlagen der 

öffentlichen Daseinsvorsorge mit hohem persönlichen Einsatz dafür 

kämpfen, dass Beeinträchtigungen der Gewässer in diesen Zeiten nach 

Möglichkeit verhindert werden.  

 

Mit diesem Schreiben bitten wir Sie eindringlich um angemessene, 

situationsgerechte Erleichterungen bei der Einhaltung der 

behördlichen Auflagen und Anforderungen, die derzeit zur 

Sicherstellung der Ver- und Entsorgungssicherheit nicht absolut 

notwendig sind.  

 

Hierzu gehören viele Regelungen zur Erhebung der Abwasserabgabe, 

die nach unserer Einschätzung vorübergehend angepasst werden 

könnten und sollten, um den betrieblichen Aufwand zu reduzieren 

und die noch verfügbaren Kräfte auf die betriebsnotwendigen 

Arbeiten zu konzentrieren. Die Abwasserabgabe kann gerade in 

solchen Zeiten die Betriebe finanziell dramatisch treffen, wenn die 

zum Teil ausgesprochen strengen Anforderungen nicht detailliert 

eingehalten werden. Da die Abwasserabgabe letztlich von allen 

Bürgern und Bürgerinnen zu tragen ist, würden jegliche 

Sanktionszahlungen, die in solchen Krisenfällen typischerweise eher zu 

befürchten sind, oder der krisenbedingte Verzicht auf 

Heraberklärungen automatisch zu höheren Abwassergebühren 

führen. 

 

Aus unserer Sicht sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt folgende 

Erleichterungen sinnvoll: 

 

1. Heraberklärungen gemäß § 4 Abs. 5 AbwAG 

Das obligatorische Messprogramm zum Nachweis der Einhaltung der 

heraberklärten Werte sollte zeitweise so umgestellt werden, dass die 

ohnehin im Rahmen der Selbstüberwachung (SüwV-kom) zu 

erhebenden Ablaufkonzentrationen als Basis für die Heraberklärung 

herangezogen werden. Auch die im Rahmen der 
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Selbstüberwachungsverordnung genutzten Mess- und 

Probenahmeverfahren sollten als Ersatzmethode akzeptiert werden. 

 

2. Befreiung von der Niederschlagswasserabgabe 

Im laufenden Jahr wird es unter den gegebenen Umständen vielen 

Kanalnetzbetreibern kaum möglich sein, die umfangreichen Pflichten 

beim Betrieb der Kanalnetze vollumfänglich zu erfüllen (z. B. SüwVO 

Abw). An vielen Stellen wird voraussichtlich zeitweise nur ein 

Notbetrieb möglich sein. Dies darf nicht zu einem Verlust der 

Abgabefreiheit führen. Daher schlagen wir vor, die Erfüllungspflicht als 

Voraussetzung für die Befreiung von der Niederschlagswasserabgabe 

auf das zur Aufrechterhaltung des Betriebs notwendige Mindestmaß 

zu reduzieren. 

 

3. Keine Sanktionierung bei Überschreitung von 

Überwachungswerten bei Notbetrieb der Kläranlagen 

Die Sanktionierung von Überschreitungen von Überwachungswerten 

sollte während der Corona-Krise ausgesetzt werden, zumindest dann, 

wenn ein Betreiber gegenüber seiner Aufsichtsbehörde den 

Notbetrieb seiner Anlage angezeigt hat. Es kann derzeit nicht 

garantiert werden, dass zu jeder Zeit genügend Betriebsmittel 

verfügbar sein werden. Zudem könnte ein Notbetrieb auch dann 

erforderlich werden, wenn kein ausreichendes Personal mehr zur 

Verfügung steht. 

 

4. Verlängerung der Fristen pauschal bis zum Jahresende 

Im Abwasserabgabenrecht gibt es eine Vielzahl von Fristen, die bei 

Erklärungen, Meldungen etc. einzuhalten sind. Diese sollten pauschal 

bis zum Jahresende verlängert werden (ausgenommen 

Heraberklärungen gem. § 4 Abs. 5 AbwAG und Erklärungen gemäß § 6 

Abs.1 AbwAG, da systembedingt nicht möglich). Auch nach 

Beendigung der derzeitigen Einschränkungen aufgrund der Corona-

Krise wird es eine längere Zeit dauern, bis die liegen gebliebenen 

Arbeiten nachgeholt werden können. Zwar kann die 

Festsetzungsbehörde die Fristen auf Antrag verlängern, jedoch nur 

innerhalb eines vorgegebenen Rahmens. Eine pauschale Verlängerung 

erscheint in der derzeitigen Situation angemessen und 
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unbürokratisch. Im Gegenzug könnte der Gesetzgeber die 

Festsetzungsfrist für das Jahr 2020 um ein Jahr auf drei Jahre 

verlängern. 

 

Dessen unbeachtet, und das wollen wir in aller Deutlichkeit 

hervorheben, haben die Betreiber von Abwasseranlagen aus ihrem 

Selbstverständnis heraus natürlich den Anspruch, auch in einer solch 

krisenhaften Situation die Entsorgungssicherheit zu jeder Zeit 

sicherzustellen. 

 

Unsere Vorschläge würden zu einer wesentlichen Erleichterung im 

Anlagenbetrieb und zu einer für alle Seiten wünschenswerten 

Konzentration auf die betriebsnotwendigen Arbeiten führen.  

 

Wir würden uns freuen, wenn Sie diese Vorschläge kurzfristig und 

konstruktiv aufgreifen würden und stehen Ihnen, bzw. Ihrer 

Fachbehörde, natürlich für weitergehende Erläuterungen sowie einer 

pragmatischen Implementierung zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
Jennifer Schäfer-Sack, Geschäftsführerin der agw 

 


